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Einleitung 

Die Erledigung eines Verwaltungsakts führt zu seiner Unwirksamkeit und 
kann durch Rücknahme, Widerruf, anderweitige Aufhebung, Zeitablauf oder 
auf andere Weise eintreten. So steht es in § 43 Abs.2 BVwVfG und den meist 
gleichlautenden Verwaltungsverfahrensgesetzen der Länder. Ihre Bestimmung 
bereitet im Regelfall wenig Schwierigkeiten - Rücknahme, Widerruf oder Zeit-
ablauf lassen sich meist eindeutig feststellen. Sofern Probleme auftauchen, sind 
die Auswirkungen begrenzt - EinzelflUle, auf die einzugehen es sich lohnt, 
weil sie die noch nicht befriedigend beantwortete Frage nach der Definition 
des erledigten Verwaltungsakts aufwerfen. 

A. VerfahrensrechtIiche Behandlung der Erledigung 

Das ändert sich, wenn man den Blick auf die Folgen richtet, die sich aus der 
Erledigung des Verwaltungsakts für die auf seine Aufhebung gerichteten ver-
waltungsprozessualen Verfahren ergeben. Die VwGO enthält lediglich zwei 
Normen, die fragmentarisch darüber Aufschluß geben: § 113 Abs.1 S.4 VwGO 
und § 161 Abs.2 VwGO. Diese Normen betreffen das gerichtliche Verfahren; 
Regelungen für das gemäß § 68 Abs.1 S.l VwGO vor Erhebung der Anfech-
tungsklage durchzuführende Vorverfahren enthält in dieser Hinsicht weder die 
VwGO noch das gemäß § 79 BVwVfG1 subsidiär geltende Verwaltungsverfah-
rensgesetz. 

Aus § 113 Abs.1 S.4 VwGO wird deutlich, daß der Kläger sein ursprüng-
liches, auf die Aufhebung des Verwaltungsakts gerichtetes Begehren bei Er-
ledigung nicht weiterverfolgen kann. Erledigung führt zur Unwirksamkeit, 
Unwirksamkeit bedeutet Nichtigkeit (vgl. § 43 Abs.3 VwVfG), und etwas 

I Im folgenden VwVfG sowohl ftIr das Bundes- als auch ftIr die Landesverwaltungsverfahrensge-
setze, da diese in der Regel inhaltlich Dbereinstinunen; sofern sich Abweichungen ergeben und diese 
nicht ausdrQcldich kenntlich gemacht werden, ist die jeweilige Norm aus dem Bundesverwa1tungsver-
fahrensgesetz gemeint. 

2 Huxboll 
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Nichtiges läßt sich nicht aufheben.2 Er muß deshalb - will er eine Entschei-
dung über den mit der Anfechtungsklage angegriffenen. nunmehr erledigten 
Verwaltungsakt erreichen - seinen Anfechtungs- auf einen sogenannten Fort-
setzungsfeststellungsantrag umstellen.3 Kann der Kläger jedoch das von § 113 
Abs.l S.4 VwGO geforderte berechtigte Interesse an der Feststellung der 
Rechtswidrigkeit des Verwaltungsakts nicht nachweisen. ist dieser Antrag 
kaum zu empfehlen: Die Klage würde als unzulässig abgewiesen. 4 was gemäß 
§ 154 Abs.l VwGO die Kostenlast nach sich zieht. Auch der ursprüngliche 
Antrag aber läßt sich nicht mit Erfolg aufrechterhalten: Die Klage würde. 
selbst wenn sie ursprünpich zulässig und begründet gewesen sein sollte. bei 
Erledigung abgewiesen. und auch hier trim den Kläger gemäß § 154 Abs.l 
VwGO die Kostenlast. Ihm bleibt deshalb nur die Möglichkeit. die Hauptsache 
für erledigt zu erklären; schließt der Beklagte sich dieser Erledigungserklärung 
an. entscheidet das Gericht gemäß § 161 Abs.2 nach billigem Ermessen durch 
Beschluß über die Kosten.6 Widerspricht der Beklagte. stellt sich die Frage. 
wie die einseitig gebliebene Erledigungserklärung zu behandeln ist.7 

Die einseitige Erledigungserklärung ist eine der umstrittensten Figuren des 
gesamten Prozeßrechts und kein spezifisch verwaltungsprozessuales Problem. 
Insbesondere im Zivilprozeß kommt ihr erhebliche Bedeutung zu. Anders als 
bei übereinstimmender Erledigungserklärung. deren Behandlung mit den Ko-
stenregelungen in §§ 161 Abs.2 VwGO und 91 a ZPO zumindest ansatzweise 
vorgegeben ist. trim man hier auf legislatives Schweigen. Die Bewältigung des 
Problems liegt in den Händen von Rechtsprechung und Lehre. und die Recht-
sprechung zu dieser Frage ist inzwischen gefestigt. Allerdings vertreten BGH 

1 Vgl. Schwerdtfeger, Öffentliches Recht, Rz S4; Backing, Rechtsschutz bei erledigten Verwaltunp-
akten, S.41; Sclunitt Glaeser, Verwaltungsprozeßrecht, Rz 139 LE .. Siehe aber noch unten § 1 A 
II3aaa. 

3 Vgl. Schwabe, VerwaltungsprozeBrecht, S. 6S; Schmitt Glaeser, Verwaltungsprozeßrecht, Rz 3S2; 
Kopp, VwGO, § 113, Rz S6; Redeker/v.Oertzen, VwGO, § In, Rz 30; filr das Widerspruchsverfah-
ren außerdem PietmerlRonellenfrtsch, Assessorexamen, § 27, Rz 26; KnacklBusch, Vwvro, § 79, Rz 
10.2.S. 

4 Vgl. Schwabe, S. 64. 

, Dabei ist umstritten, ob die Klage als unbegJilndet oder als unzullssig abgewiesen werden muß, 
vgl. U.L Schenke, Fs Menger, (461) 4641f, Eckart Klein, DVBl. 1972, (S72) S72. Die h.M. hAlt die 
Klage mangels Rechtsschutzbedilrliliss filr unzullssig, vgl. neben Schenke und Klein außerdem 
Kopp, VwGO § 113, Rz SS m.w.N.; Mikorey, Diss., S.43; Wallerath, JuS 1971, (460) 463; Linn, 
DVBl. 19S6, (849) 8S01 LA BVerwG, Urt.v.30.10.1969 - VlII C 149.67-, DVBl. 1970, (276) 277; 
Beschl.v.04.03.1976 - I WB S4.74-, BVerwGE S3, (134) 137. 

, Zu Bedeutung und Wirkung der i1bereinstimmenden Erlediguns-idlrung im einzelnen § 3 A 

7 Denkbar ist auch, daß der Beklagte die Hauptsache einseitig fIIr erledigt erldlrt. Zu Bedeutung und 
Wirkung einer solchen Eddlrung § 3 A 
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und BVerwG divergente Standpunkte.8 Unter Berufung auf prozessuale Beson-
derheiten bei Anfechtungs- und Verpflichtungsklage glaubte man allerdings, 
auf die Anrufung des gemeinsamen Senats verzichten zu kOnnen.9 In der diffe-
renten Behandlung der Frage durch diese beiden obersten Bundesgerichte mag 
auch einer der Gründe dafür liegen, daß sich der Gesetzgeber bei der AusaIbei-
tung der neuen Verwa1tungsprozeßordnung zu einer Normierung dieses Be-
reichs außerstande sieht und die Bewältigung des Problems weiterhin Recht-
sprechung und Schrifttum überläßt. IO 

Die Folgen, die die Erledigung eines Verwa1tungsakts nach sich zieht, lassen 
sich mit Hilfe der §§ 113 Abs.l S.4, 161 Abs.2 VwGO und des zur einseitigen 
Erledigung entwickelten Richterrechts für den Verwaltungsprozeß hinreichend 
deutlich bestimmen, wenngleich das Richterrecht wegen der unterschiedlichen 
Auffassungen von BGR und BVerwG der Überprüfung bedarf. Im Wider-
spruchsverfahren dagegen verliert die Problematik jegliche Konturen. Ledig-
lich eines kann als gesichert gelten: Der auf die Aufhebung eines Verwa1-
tungsakts gerichtete Widerspruch kann nicht mehr zum Ziel führen, weil eine 
Aufhebung bei Erledigung zumindest nicht mehr erforderlich ist. 11 Überein-
stimmung besteht auch darin, daß die Erledigung des Verwaltungsakts sich in 
irgendeiner Weise auf das Widerspruchsverfahren auswirken muß. Wie diese 
Auswirkungen allerdings aussehen, darüber herrscht Unklarheit. So wird ge-
sagt, daß sich mit der Erledigung des Verwa1tungsakts auch das Wider-
spruchsverfahren erledige mit der Folge, daß dieses einzustellen sei;2 wobei 
die Meinungen wiederum auseinandergehen, ob die Einstellung dem Wider-

• vgJ. einerseits BVerwG, Urt.v.14.01.196S - I C 68.61 -, BVerwGE 20, (146) 149 ff, Urt.v. 
27.02.1969 - VIII C 37 und 38.67 -, BVerwGE 31, (318) 319 f, Beschl.v.30.10.1969 - Vlß C 
219.67 -, BVerwGE 34, (IS9) 160; Urt.v.20.03.1974 - IV C 49nI -, VRspr. 26, (S02) S03 ff, 
Beschl.v.2S.11.1981 - 1 WB 131.80 -, BVerwGE 73, (312) 313; zunIchst z. T. auch der BGR, vgJ. 
Urt.v.2S.1l.1964 - V ZR 187/62, NJW 1965, S37, vgJ. darm aber BGR, Urt.v.09.10.1964 - I b ZR 
183/62 -, NJW 1965, (296) 297; Urt.v.07.11.1968 - VII ZR 72/66 -, NJW 1969, (237) 237; Urt.v. 
20.11.1980 - VII ZR 49/80 -, NJW 1981,686; Urt.v.28.01.1981 - VIII ZR 1180 -, BGHZ 79, (27S) 
276; Urt.v.08.12.1981 - VI ZR 161180 -, NJW 1982, (767) 767 f, Urt.v.lS.01.1982 - V ZR SO/81-, 
BGHZ 83, (12) 13; Urt.v.17.04.1984 - IX ZR IS3/83 -. BGHZ 91. (126) 127. VgJ. auch den Über-
blick Ober die Rspr. bei Pietzner. VerwArcb 1986. (299) 300 ff, nIher § 3. 

'VgJ. Maetzel, DÖV 1971. (613) 614 (dort Fn 6). Siehe dazu z.B. BGR, Urt.v.07.11.1968 - VII ZR 
72/66 -. NJW 1969.237; BVerwG, Urt.v.24.07.1980 - 3 C 120.79 -, BVerwGE 60, (328) 331 sowie 
334. 

10 VgJ. die BegrQndung zu § 96 VwPO und die Kritik von Pietzner, VerwArch 1986, (299) 299. 

11 VgJ. Schwerdtfeger, Öffentliches Recht, Rz S4; Weides, Verwa\tunS-- und Widerspruchaverfah-
reD, S. 279; vgJ. auch Meyer in MeyerlBorgs, Vwvro, § 80, Rz 18. 

12 BVerwG, Urt.v.20.01.1989 - 8 C 30/87 -, BVerwGE 81. (226) 229; PietznerlRonellenfitsch, 
Assessorexamen, § 42, Rz 33; LinIwt, Schreiben, S. 274; Redeker/v.Oertzen, VwGO, § 73. Rz 16; 
Kopp, VwGO, § 73, Rz 9; Sachs und Stelkens in StelkenslBonklSachs, Vwvro, § 43, Rz 148 und 
§ 79, Rz 31; etwas andere Allescb, Anwendbarlc.eit, S. 236: Einstellung nicht geboten, aber aus Griln-
den der Rechtssicberheit zweckmAßig vgJ. ferner Dreier. NVwZ 1987, (474) 476 (dort Fn 32); 
KnacklBuscb, Vwvro. § 79, Rz 10.2.S; AltenmOller. DÖV 1978, (906) 910. 
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